
Verordnung über die Ermittlung der zulässigen Miete für preisgebundene 
Wohnungen(Neubaumietenverordnung 1970 - NMV 1970) 
 

" in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Oktober 1990 (BGBl. I S. 2204), zuletzt geändert durch 

Artikel 4 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346) " 
 

§ 1 Anwendungsbereich der Verordnung 
(1) Diese Verordnung ist anzuwenden auf preisgebundene Wohnungen, die nach dem 20. Juni 1948 

bezugsfertig geworden sind oder bezugsfertig werden. 

(2) Für öffentlich geförderte Wohnungen ist die nach den §§ 8 bis 8b des Wohnungsbindungsgesetzes 

zulässige Miete nach Maßgabe der Vorschriften der Teile II und IV dieser Verordnung zu ermitteln. 

(3) Soweit und solange steuerbegünstigte oder frei finanzierte Wohnungen nach den §§ 87a, 111 oder 

88b des Zweiten Wohnungsbaugesetzes preisgebunden sind, ist die nach diesen Vorschriften zulässige 

Miete nach Maßgabe der Vorschriften der Teile III und IV dieser Verordnung zu ermitteln. 

(4) Soweit und solange diese Verordnung auf Wohnungen nach den Absätzen 1 bis 3 anzuwenden ist, 
sind die im Rahmen der Verordnung maßgeblichen Vorschriften 

1. des bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Zweiten Wohnungsbaugesetzes weiter anzuwenden sowie 

2. a) des Wohnungsbindungsgesetzes ab 1. Januar 2002 in der jeweils geltenden Fassung, 

b) der Zweiten Berechnungsverordnung ab 1. Januar 2002 in der jeweils geltenden Fassung und 

c) der Verordnung über Heizkostenabrechnung in der jeweils geltenden Fassung 

anzuwenden. 

 

§ 2 Anwendung der Zweiten Berechnungsverordnung 
Ist zur Ermittlung der zulässigen Miete eine Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzustellen oder die 

Wohnfläche zu berechnen oder sind die laufenden Aufwendungen zu ermitteln, so sind hierfür die 
Vorschriften der Zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

 

Teil II 
Zulässige Miete für öffentlich geförderte Wohnungen 
  
§ 5 Senkung der Kostenmiete infolge Verringerung der laufenden Aufwendungen 
(1) Verringert sich nach der erstmaligen Ermittlung der Kostenmiete der Gesamtbetrag der laufenden 

Aufwendungen oder wird durch Gesetz oder Rechtsverordnung nur ein verringerter Ansatz in 

der Wirtschaftlichkeitsberechnung zugelassen, so hat der Vermieter unverzüglich eine neue 

Wirtschaftlichkeitsberechnung aufzustellen. Die sich ergebende verringerte Durchschnittsmiete bildet 
vom Zeitpunkt der Verringerung der laufenden Aufwendungen an die Grundlage der Kostenmiete. Der 

Vermieter hat die Einzelmieten entsprechend ihrem bisherigen Verhältnis zur Durchschnittsmiete zu 

senken. Die Mietsenkung ist den Mietern unverzüglich mitzuteilen; sie ist zu berechnen und 

entsprechend § 4 Abs. 7 Satz 2 und 3 zu erläutern. 

(2) Wird nach § 4 Abs. 6 neben der Einzelmiete ein Zuschlag zur Deckung erhöhter laufender 

Aufwendungen erhoben, so senkt sich der Zuschlag entsprechend, wenn sich die zugrundeliegenden 

laufenden Aufwendungen verringern. Absatz 1 Satz 4 gilt sinngemäß. 

(3) Sind die Gesamtkosten, Finanzierungsmittel und laufenden Aufwendungen einer zentralen Heizungs- 

oder Warmwasserversorgungsanlage in der Wirtschaftlichkeitsberechnung enthalten, wird jedoch die 

Anlage eigenständig gewerblich im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung über 
Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Januar 1989 (BGBl. I S. 115) 

betrieben, verringern sich die Gesamtkosten, Finanzierungsmittel und laufenden Aufwendungen in dem 

Maße, in dem sie den Kosten der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme und Warmwasser 



zugrunde gelegt werden. Dieser Anteil ist nach den Vorschriften der §§ 33 bis 36 der Zweiten 

Berechnungsverordnung über die Aufstellung der Teilwirtschaftlichkeitsberechnung zu ermitteln. Absatz 

1 gilt entsprechend. 

 

§ 6 Erhöhung der Kostenmiete wegen baulicher Änderungen 
(1) Hat der Vermieter für sämtliche öffentlich geförderten Wohnungen bauliche Änderungen auf Grund 

von Umständen, die er nicht zu vertreten hat, vorgenommen, so kann er zur Berücksichtigung der 

hierdurch entstehenden laufenden Aufwendungen eine neue Wirtschaftlichkeitsberechnung aufstellen. 

Das gleiche gilt, wenn er mit Zustimmung der Bewilligungsstelle solche bauliche Änderungen 

vorgenommen hat, die eine Modernisierung im Sinne des § 11 Abs. 6 der Zweiten 

Berechnungsverordnung bewirken; die Zustimmung gilt als erteilt, wenn Mittel aus öffentlichen 

Haushalten für die Modernisierung bewilligt worden sind. Die sich ergebende erhöhte 

Durchschnittsmiete bildet vom Ersten des auf die Fertigstellung folgenden Monats an die Grundlage der 

Kostenmiete. Für die Erhöhung der Einzelmieten gilt § 4 Abs. 5 entsprechend. Soweit die baulichen 

Änderungen nach Art oder Umfang für die einzelnen Wohnungen unterschiedlich sind, ist dies bei der 
Berechnung der Einzelmieten angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Sind die baulichen Änderungen nur für einen Teil der Wohnungen vorgenommen worden, so ist für 

diese Wohnungen neben der Einzelmiete ein Zuschlag zur Deckung der erhöhten laufenden 

Aufwendungen nach § 26 Abs. 1 Nr. 4 zulässig; bei einer Modernisierung von unterschiedlichem Umfang 

gilt für die Höhe des Zuschlags Absatz 1 Satz 5 sinngemäß. Von dem Zeitpunkt an, in dem die baulichen 

Änderungen für sämtliche Wohnungen durchgeführt worden sind, tritt an die Stelle der Zuschläge zur 

Einzelmiete eine Erhöhung der Durchschnittsmiete und der Einzelmieten nach den Vorschriften des 

Absatzes 1. 

 

§ 13 Erhöhung der Vergleichsmiete wegen baulicher Änderungen 
(1) Hat der Vermieter für sämtliche öffentlich geförderten Wohnungen bauliche Änderungen auf Grund 

von Umständen, die er nicht zu vertreten hat, vorgenommen oder hat er mit Zustimmung der 

Bewilligungsstelle solche bauliche Änderungen vorgenommen, die eine Modernisierung im Sinne des § 

11 Abs. 6 der Zweiten Berechnungsverordnung bewirken, so erhöht sich die nach § 11 oder § 12 

zulässige Vergleichsmiete vom Ersten des auf die Fertigstellung folgenden Monats an um die 

zusätzlichen laufenden Aufwendungen, die durch die baulichen Änderungen entstanden sind und je 

Monat auf die Wohnungen anteilig entfallen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn Mittel aus 

öffentlichen Haushalten für die Modernisierung bewilligt worden sind. 

(2) Der Erhöhungsbetrag ist auf Grund einer Zusatzberechnung nach § 39a Abs. 4 der Zweiten 

Berechnungsverordnung zu ermitteln. Für die Aufteilung des Erhöhungsbetrages auf die einzelnen 
Wohnungen bei unterschiedlichen baulichen Änderungen gilt § 6 Abs. 1 Satz 5 entsprechend. 

(3) Bei baulichen Änderungen, die nur für einen Teil der Wohnungen vorgenommen werden, gelten die 

Vorschriften des § 6 Abs. 2 sinngemäß.  

 

Teil IV 
Umlagen, Zuschläge und Vergütungen 
 
§ 20 Umlagen neben der Einzelmiete 
(1) Neben der Einzelmiete ist die Umlage der Betriebskosten im Sinne des § 27 der Zweiten 

Berechnungsverordnung und des Umlageausfallwagnisses zulässig. Es dürfen nur solche Kosten 
umgelegt werden, die bei gewissenhafter Abwägung aller Umstände und bei ordentlicher 

Geschäftsführung gerechtfertigt sind. Soweit Betriebskosten geltend gemacht werden, sind diese nach 

Art und Höhe dem Mieter bei Überlassung der Wohnung bekanntzugeben. 



(2) Soweit in den §§ 21 bis 25 nichts anderes bestimmt ist, sind die Betriebskosten nach dem Verhältnis 

der Wohnfläche umzulegen. Betriebskosten, die nicht für Wohnraum entstanden sind, sind vorweg 

abzuziehen; kann hierbei nicht festgestellt werden, ob die Betriebskosten auf Wohnraum oder auf 

Geschäftsraum entfallen, sind sie für den Wohnteil und den anderen Teil des Gebäudes oder der 

Wirtschaftseinheit im Verhältnis des umbauten Raumes oder der Wohn- und Nutzflächen aufzuteilen. 
Bei der Berechnung des umbauten Raumes ist Anlage 2 zur Zweiten Berechnungsverordnung zugrunde 

zu legen. 

(3) Auf den voraussichtlichen Umlegungsbetrag sind monatliche Vorauszahlungen in angemessener 

Höhe zulässig, soweit in § 25 nichts anderes bestimmt ist. Über die Betriebskosten, den 

Umlegungsbetrag und die Vorauszahlungen ist jährlich abzurechnen (Abrechnungszeitraum). Der 

Vermieter darf alle oder mehrere Betriebskostenarten in einer Abrechnung erfassen. Die jährliche 

Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach dem Ende des 

Abrechnungszeitraumes zuzuleiten; diese Frist ist für Nachforderungen eine Ausschlußfrist, es sei denn, 

der Vermieter hat die Geltendmachung erst nach Ablauf der Jahresfrist nicht zu vertreten. 

(4) Für Erhöhungen der Vorauszahlungen und für die Erhebung des durch die Vorauszahlungen nicht 
gedeckten Umlegungsbetrages sowie für die Nachforderung von Betriebskosten gilt § 4 Abs. 7 und 8 

entsprechend. Eine Erhöhung der Vorauszahlungen für einen zurückliegenden Zeitraum ist nicht 

zulässig. 

 

§ 21 Umlegung der Kosten der Wasserversorgung und der Entwässerung 
(1) Zu den Kosten der Wasserversorgung gehören die Kosten des Wasserverbrauchs, die 

Grundgebühren, die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchsüberlassung von 

Wasserzählern sowie die Kosten ihrer Verwendung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der 

Kosten der Berechnung und Aufteilung, die Kosten der Wartung von Wassermengenreglern, die Kosten 

des Betriebs einer hauseigenen Wasserversorgungsanlage und einer Wasseraufbereitungsanlage 
einschließlich der Aufbereitungsstoffe. 

(2) Bei der Berechnung der Umlage für die Kosten der Wasserversorgung sind zunächst die Kosten des 

Wasserverbrauchs abzuziehen, der nicht mit der üblichen Benutzung der Wohnungen zusammenhängt. 

Die verbleibenden Kosten dürfen nach dem Verhältnis der Wohnflächen oder nach einem Maßstab, der 

dem unterschiedlichen Wasserverbrauch der Wohnparteien Rechnung trägt, umgelegt werden. Wird der 

Wasserverbrauch, der mit der üblichen Benutzung der Wohnungen zusammenhängt, für alle 

Wohnungen eines Gebäudes durch Wasserzähler erfasst, hat der Vermieter die auf die Wohnungen 

entfallenden Kosten nach dem erfassten unterschiedlichen Wasserverbrauch der Wohnparteien 

umzulegen. 

(3) Zu den Kosten der Entwässerung gehören die Gebühren für die Benutzung einer öffentlichen 
Entwässerungsanlage oder die Kosten des Betriebs einer entsprechenden nicht öffentlichen Anlage 

sowie die Kosten des Betriebs einer Entwässerungspumpe. Die Kosten sind mit dem Maßstab nach 

Absatz 2 umzulegen. 

 

§ 22 Umlegung der Kosten der Versorgung mit Wärme und Warmwasser 
(1) Für die Umlegung der Kosten des Betriebs zentraler Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen 

und der Kosten der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme und Warmwasser, auch aus 

zentralen Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen, findet die Verordnung über 

Heizkostenabrechnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. April 1984 (BGBl. I S. 592), geändert 

durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Januar 1989 (BGBl. I S. 109), Anwendung. 
(2) Liegt eine Ausnahme nach § 11 der Verordnung über Heizkostenabrechnung vor, dürfen umgelegt 

werden  

 



1. die Kosten der Versorgung mit Wärme nach der Wohnfläche oder nach dem umbauten Raum; es darf 

auch die Wohnfläche oder der umbaute Raum der beheizten Räume zugrunde gelegt werden, 

2. die Kosten der Versorgung mit Warmwasser nach der Wohnfläche oder einem Maßstab, der dem 

Warmwasserverbrauch in anderer Weise als durch Erfassung Rechnung trägt. 

 
§ 7 Abs. 2 und 4, § 8 Abs. 2 und 4 der Verordnung über Heizkostenabrechnung gelten entsprechend. 

Genehmigungen nach den Vorschriften des § 22 Abs. 5 oder des § 23 Abs. 5 in der bis zum 30. April 1984 

geltenden Fassung bleiben unberührt. 

(3) Werden für Wohnungen, die vor dem 1. Januar 1981 bezugsfertig geworden sind, bei verbundenen 

Anlagen die Kosten für die Versorgung mit Wärme und Warmwasser am 30. April 1984 unaufgeteilt 

umgelegt, bleibt dies weiterhin zulässig. 

 

§ 23 Umlegung der Kosten des Betriebs der zentralen Brennstoffversorgungsanlage 
(1) Zu den Kosten des Betriebs der zentralen Brennstoffversorgungsanlage gehören die Kosten der 

verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstromes und die Kosten der 
Überwachung sowie die Kosten der Reinigung der Anlage und des Betriebsraumes. 

(2) Die Kosten dürfen nur nach dem Brennstoffverbrauch umgelegt werden. 

 

§ 24 Umlegung der Kosten des Betriebs von Aufzügen 
(1) Zu den Kosten des Betriebs eines Personen oder Lastenaufzugs gehören die Kosten des 

Betriebsstromes sowie die Kosten der Beaufsichtigung, der Bedienung, Überwachung und Pflege der 

Anlage, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit einschließlich der 

Einstellung durch eine Fachkraft sowie der Reinigung der Anlage. 

(2) Die Kosten dürfen nach dem Verhältnis der Wohnflächen umgelegt werden, sofern nicht im 

Einvernehmen mit allen Mietern ein anderer Umlegungsmaßstab vereinbart ist. Wohnraum im 
Erdgeschoß kann von der Umlegung ausgenommen werden. 

 

§ 24a Umlegung der Kosten des Betriebs der mit einem Breitbandkabelnetz 
verbundenen privaten Verteilanlage und der Gemeinschafts-Antennenanlage 
(1) Zu den Kosten des Betriebs der mit einem Breitbandkabelnetz verbundenen privaten Verteilanlage 

gehören die Kosten des Betriebsstroms und die Kosten der regelmäßigen Prüfung ihrer 

Betriebsbereitschaft einschließlich der Einstellung durch eine Fachkraft oder das Nutzungsentgelt für 

eine nicht zur Wirtschaftseinheit gehörende Verteilanlage sowie die Gebühren, die nach dem 

Urheberrechtsgesetz für die Kabelweitersendung entstehen. Satz 1 gilt entsprechend für die Kosten des 

Betriebs der Gemeinschafts-Antennenanlage. Zu den Betriebskosten im Sinne des Satzes 1 gehören 
ferner die laufenden monatlichen Grundgebühren für Breitbandkabelanschlüsse. 

(2) Die Kosten nach Absatz 1 Satz 1 und 2 dürfen nach dem Verhältnis der Wohnflächen umgelegt 

werden, sofern nicht im Einvernehmen mit allen Mietern ein anderer Umlegungsmaßstab vereinbar ist. 

Die Kosten nach Absatz 1 Satz 3 dürfen nur zu gleichen Teilen auf die Wohnungen umgelegt werden, die 

mit Zustimmung des Nutzungsberechtigten angeschlossen worden sind. 

 

 

 

 

 
§ 25 Umlegung der Betriebs- und Instandhaltungskosten der Einrichtungen für die 
Wäschepflege 



(1) Zu den Kosten des Betriebs der Einrichtungen für die Wäschepflege gehören die Kosten des 

Betriebsstromes, die Kosten der Überwachung, Pflege und Reinigung der Einrichtungen und der 

regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit sowie die Kosten der 

Wasserversorgung, soweit diese nicht bereits nach § 21 umgelegt werden. Für die Kosten der 

Instandhaltung darf ein Erfahrungswert als Pauschbetrag angesetzt werden. 
(2) Die Betriebs- und Instandhaltungskosten der Einrichtungen für die Wäschepflege dürfen nur auf die 

Benutzer der Einrichtung umgelegt werden. Der Umlegungsmaßstab muß dem Gebrauch Rechnung 

tragen. 

(3) Vorauszahlungen auf den voraussichtlichen Umlegungsbetrag sind nicht zulässig. 

 

§ 25a Umlageausfallwagnis 
Das Umlageausfallwagnis ist das Wagnis einer Einnahmenminderung, die durch uneinbringliche 

Rückstände von Betriebskosten oder nicht umlegbarer Betriebskosten infolge Leerstehens von Raum, 

der zur Vermietung bestimmt ist, einschließlich der uneinbringlichen Kosten einer Rechtsverfolgung auf 

Zahlung entsteht. Das Umlageausfallwagnis darf 2 vom Hundert der im Abrechnungszeitraum auf den 
Wohnraum entfallenden Betriebskosten nicht übersteigen. Soweit die Deckung von Ausfällen anders, 

namentlich durch einen Anspruch gegenüber einem Dritten gesichert ist, darf die Umlage nicht erhöht 

werden. 

 

§ 35 Sondervorschrift für Berlin 
Im Land Berlin gilt § 1 Abs. 1 der Verordnung in folgender Fassung: 

"(1) Diese Verordnung ist anzuwenden auf preisgebundene Wohnungen, die nach dem 24. Juni 1948 

bezugsfertig geworden sind oder bezugsfertig werden." 

 

§ 37 Geltung im Saarland 
Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 


